
2. Gewerberecht

Das Thema Gewerberecht hat in der schriftlichen Pr�fung den Umfang 4
von 100, das heißt, es sollte in der Vorbereitung nicht �berbewertet werden,
aber auch nicht vernachl�ssigt werden, da es zu den Schwerpunkten der
m�ndlichen Pr�fung z�hlt.

Hinweis:
Dieser Themenbereich gliedert sich in die Gewerbeordnung (GewO) und die
darauf basierende Bewachungsverordnung (BewachV).

2.1 Gewerbeordnung (GewO)

In der Gewerbeordnung (GewO) ist geregelt, unter welchen Voraussetzun-
gen man ein Gewerbe selbstst�ndig aus�ben darf.

Unter Gewerbe versteht man eine selbst�ndige, auf Dauer auf Gewinn
ausgerichtete T�tigkeit, die keine eines freien Berufs (z. B. Arzt, Rechts-
anwalt) ist.

Selbstst�ndig ist eine T�tigkeit grunds�tzlich u. a. dann, wenn kein
Arbeitsverh�ltnis vorliegt, mehrere Auftraggeber vorhanden sind, keine
Weisungsgebundenheit vorliegt und eigene Werbung gemacht wird.

Neben allgemeinen, hier relevanten Paragrafen wie §§ 14, 29, 144 GewO
ist vor allem der Inhalt des § 34 a GewO, der das Bewachungsgewerbe
regelt, zu beachten.

2.1.1 Anzeigepflicht (§ 14 GewO)

Nach § 14 GewO ist derjenige, der selbstst�ndig ein Gewerbe aus�ben will,
verpflichtet, der zust�ndigen Behçrde dies zu melden.

Die gleiche Verpflichtung gilt, wenn der Betrieb verlegt, der Zweck ge�n-
dert oder der Betrieb aufgegeben wird.

Zweck der Vorschrift ist es, der zust�ndigen Behçrde zu ermçglichen,
den Gewerbebetrieb zu �berwachen.
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2.1.2 Auskunft und Nachschau (§ 29 GewO)

Der Gewerbebetreibende hat der zust�ndigen Behçrde zur �berwachung
notwendige Ausk�nfte auf Verlangen unentgeltlich m�ndlich und/oder
schriftlich zu erteilen.

Zu den �blichen Gesch�ftszeiten (bei Gefahr im Verzug auch außerhalb)
ist die zust�ndige Behçrde befugt, die Gesch�ftsr�ume zur Pr�fung und
Besichtigung zu betreten und sich die gesch�ftlichen Unterlagen vorlegen
zu lassen und in diese Einsicht zu nehmen.

2.1.3 Bewachungsgewerbe (§ 34 a GewO)

Der § 34 a GewO regelt u. a., unter welchen Voraussetzungen man ein
Bewachungsgewerbe erçffnen darf, welche Bedingungen erf�llt sein m�s-
sen, damit eine Person als Mitarbeiter in einem Sicherungsunternehmen
besch�ftigt werden kann und welche Personen eine Sachkundepr�fung
bençtigen.

2.1.3.1 Voraussetzungen f�r die Erçffnung eines Bewachungsgewerbes

F�r die gewerbsm�ßige Bewachung von Leben fremder Personen oder frem-
den Eigentums bedarf es der Erlaubnis der zust�ndigen Behçrde.

Das heißt, dass im Gegensatz zur Aus�bung anderer Gewerbe hier erst die
folgenden Voraussetzungen von der zust�ndigen Behçrde gepr�ft werden,
ehe man das Gewerbe aus�ben darf.

Die Erlaubnis der Behçrde wird nur nach dem Nachweis nachstehender
Kriterien erteilt:
a) Es muss die Zuverl�ssigkeit nachgewiesen werden. Darunter versteht

man einen einwandfreien Leumund, also keinen relevanten Eintrag im
behçrdlichen F�hrungszeugnis (unbeschr�nkte Auskunft aus dem Bun-
deszentralregister), z. B. Vorstrafe wg. Verstoß gegen das Waffengesetz.

Hinweis:
Das bis Ende 2002 relevante polizeiliche F�hrungszeugnis, das nicht alle Verurtei-
lungen enth�lt, ist im Prinzip nicht mehr geeignet, die Zuverl�ssigkeit nachzuwei-
sen.

b)Es muss ein Nachweis �ber die erforderlichen Sicherheiten (Haftpflicht-
versicherung) und Mittel (Kapital zum Start des Gewerbes) erbracht wer-
den.
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c) Es muss ein Schulungsnachweis vorgelegt werden, wonach derjenige, der
das Gewerbe erçffnen will, an einer 80-st�ndigen Unterrichtung gem�ß
§ 34 a GewO bei einer IHK teilgenommen hat (bzw. einen „ersatzweise“
anerkannten Abschluss – siehe § 5 BewachV).

2.1.3.2 Mitarbeiter

F�r Mitarbeiter gilt, dass diese ebenfalls (im oben genannten Rahmen) ihre
Zuverl�ssigkeit und zudem eine Unterrichtung (allerdings nur �ber
40 Stunden) nachweisen m�ssen.

Es gibt jedoch einige Ausnahmen, unter denen der Betroffene (Selbstst�n-
diger/Unselbstst�ndiger) von der Unterrichtung nach § 34 a GewO befreit
ist. Diese sind in der Bewachungsverordnung geregelt.

Erf�llt ein Selbstst�ndiger oder Mitarbeiter die Voraussetzungen, ins-
besondere die Zuverl�ssigkeit nicht, so kann die Behçrde die Aus�bung
des Gewerbes bzw. die Besch�ftigung untersagen.

2.1.3.3 Sachkundepr�fung

Zum 1. Januar 2003 wurde eingef�hrt, dass f�r die Aus�bung bestimmter
T�tigkeiten in der Bewachungsbranche eine Sachkundepr�fung abgelegt
werden muss. Der Grund daf�r ist, dass in diesen Bereichen nur wirklich
qualifiziertes Personal eingesetzt werden soll. Der Nachweis einer Sach-
kundepr�fung muss f�r folgende T�tigkeiten in folgenden Bereichen
erbracht werden:
a)Kontrollg�nge im çffentlichen Verkehrsraum oder in Hausrechtsberei-

chen mit tats�chlich çffentlichem Verkehr
Hierunter fallen z. B. sogenannte „Citysteifen“ oder Sicherheitspersonal,
das in çffentlich zug�nglichen Einkaufszentren, aber auch in Bahnhçfen
eingesetzt wird.

b)Schutz vor Ladendieben
Damit sind in erster Linie „Ladendetektive“ gemeint, die aufgrund der
potenziellen Konfrontationen mit Ladendieben ein erhçhtes Maß an
Kenntnissen haben m�ssen. Aber auch sogenannte „Doormen“, also eine
Art T�rsteher im Eingangsbereich von L�den, fallen unter diese Katego-
rie.

c) Bewachungen im Einlassbereich von gastgewerblichen Diskotheken
Hier ist der „klassische“ T�rsteher gemeint, der an der T�r einer Dis-
kothek das Hausrecht aus�bt. Hierunter fallen nicht Sicherheitskr�fte,
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die anderweitige Einlasskontrollen durchf�hren, wie bei Veranstaltungen
oder anderen Lokalit�ten als Diskotheken.

Auch hierzu gibt es wieder in der Bewachungsverordnung Ausnahme-
regelungen f�r Personen, die keine Sachkundepr�fung bençtigen, wenn
sie in den oben genannten Bereichen arbeiten mçchten.

Hinweis:
S�mtliche vorstehende Regelungen gelten nur f�r Sicherheitsmitarbeiter/-innen,
die das Leben fremder Personen oder fremdes Eigentum sch�tzen sollen, also
nicht Leben und Eigentum des eigenen Auftraggebers.
Beispiel: Bewachen Mitarbeiter/-innen der Sicherheitsfirma W den Eingangs-
bereich der Diskothek D, so bençtigen diese eine Sachkundepr�fung, um arbeiten
zu d�rfen.
Wird der Eingangsbereich der Diskothek D aber von Mitarbeitern der Diskothek D
gesichert, bençtigen diese keine Sachkundepr�fung, ja nicht einmal eine Unter-
richtung nach § 34 a GewO, da nicht „gewerbsm�ßig“ Leben fremder Personen
oder fremdes Eigentum gesch�tzt wird.

§ 34 a Abs. 6 der GewO regelt, dass Schusswaffen im Dienst nur bei Auftr�-
gen gef�hrt werden d�rfen, wenn besonders gef�hrdete Personen oder
Objekte bewacht werden.

Die zust�ndige Behçrde muss der �berlassung von Schusswaffen zustim-
men. (Seit 1. April 2003 wird dies im Waffengesetz geregelt.)

2.1.4 Ordnungswidrigkeiten (§ 144 GewO)

Wer vors�tzlich oder fahrl�ssig ein Gewerbe nach § 34 a GewO ohne die
Erlaubnis der zust�ndigen Behçrde aus�bt, handelt ordnungswidrig.

Ebenso liegt eine Ordnungswidrigkeit vor, wenn gegen Vorschriften der
Bewachungsverordnung verstoßen wird.

2.2 Bewachungsverordnung (BewachV)

Die BewachungV basiert auf dem § 34 a GewO. In ihr sind Details der
gewerbsm�ßigen Aus�bung eines Bewachungsgewerbes geregelt, die,
soweit f�r die Sachkundepr�fung relevant, im Folgenden erl�utert werden.
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2.2.1 Unterrichtungsverfahren/Sachkundepr�fung (§§ 1–5 f BewachV)

Die §§ 1–5 f BewachV befassen sich inhaltlich mit dem Unterrichtungsver-
fahren f�r Selbstst�ndige und Unselbstst�ndige und der Sachkundepr�fung.

Relevant ist hier der § 5 BewachV, der die Ausnahmeregelungen f�r das
Unterrichtungsverfahren und die Sachkundepr�fung enth�lt:
a) Befreiung von der Unterrichtung nach § 34 a GewO:

Danach bençtigt eine Unterrichtung nach § 34 a GewO nicht, wer,
1. einen f�r das Bewachungsgewerbe einschl�gigen Abschluss aufgrund

von Rechtsverordnungen nach den §§ 25, 46 Abs. 2 des Berufsbil-
dungsgesetzes oder nach den §§ 25, 46 Abs. 2 der Handwerksordnung
erworben hat (Ausbildungsberuf Fachkraft f�r Schutz und Sicherheit),

2. f�r das Bewachungsgewerbe einschl�gige Abschl�sse aufgrund von
Rechtsvorschriften erworben hat, die von den Industrie- und Handels-
kammern nach § 46 Abs. 1 in Verbindung mit § 41 Satz 2 bis 4 des
Berufsbildungsgesetzes erlassen worden sind (Werkschutzfachkraft/
Werkschutzmeister),

3. Abschl�sse im Rahmen einer Laufbahnpr�fung zumindest f�r den
mittleren Polizeivollzugsdienst, auch in der Bundespolizei (ehemals
Bundesgrenzschutz), f�r den mittleren Justizvollzugsdienst, den mitt-
leren Zolldienst (mit Berechtigung zum F�hren einer Waffe) und f�r
Feldj�ger in der Bundeswehr
nachweist oder

4. erfolgreich eine Sachkundepr�fung nach § 5 c Abs. 6 abgelegt hat.
Seit Januar 2009 werden nach § 5 e BewachV unter Umst�nden auch
entsprechende Qualifikationen, die in anderen europ�ischen Staaten
erworben wurden, anerkannt.

b)Befreiung von der Sachkundepr�fung:
Unter 2.1.3.3 wurde festgehalten, dass f�r bestimmte T�tigkeitsbereiche
in der Bewachung (T�rsteher, Ladendetektive etc.) eine Sachkundepr�-
fung grunds�tzlich vorgeschrieben ist.

Eine Sachkundepr�fung bençtigt ausnahmsweise nicht, wer auch die Un-
terrichtung gem. § 34 a GewO nicht absolvieren muss (siehe oben Nr. 1–3).

Wer am 1. Januar 2003 mindestens drei Jahre befugt (d. h. gem�ß den g�l-
tigen Rechtsvorschriften) und ohne Unterbrechung im Bewachungsge-
werbe t�tig war, f�r den gilt die Sachkundepr�fung als erbracht.
c) Befreiung von der Unterrichtung f�r Gewerbetreibende:

Bewachungspersonal, das an einer Unterrichtung nach § 34 a GewO teil-
genommen hat und seitdem eine mindestens dreij�hrige ununterbro-
chene T�tigkeit in der Bewachungsbranche nachweisen kann, bençtigt
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keine weitere Unterrichtung, wenn es unternehmerisch (Bewachungs-
gewerbe) t�tig werden will.

d)�bergangsregelung:
Eine bis 1. Juli 2005 w�hrende Befreiung von der Sachkundepr�fung er-
halten die Mitarbeiter, die vor dem 1. Januar 2003 schon in einem Sicher-
heitsunternehmen besch�ftigt, aber noch keine drei Jahre t�tig waren.
Sie m�ssen die Sachkundepr�fung sp�testens bis zum Ende der �ber-
gangszeit nachholen.

2.2.2 Haftpflichtversicherung (§ 6 BewachV) und Haftungsbeschr�nkung
(§ 7 BewachV)

Der Gewerbetreibende hat f�r sich und die in seinem Gewerbebetrieb
besch�ftigten Personen eine Haftpflichtversicherung abzuschließen und,
solange er das Gewerbe aus�bt, aufrechtzuerhalten. Diese wird vorgeschrie-
ben zur Deckung von Sch�den, die den Auftraggebern oder Dritten bei der
Durchf�hrung des Bewachungsvertrages entstehen. (Beispiel: Streifenfah-
rer S besch�digt wegen zu schnellen Fahrens mit dem Dienstfahrzeug ein
Tor des Kunden.)

F�r jeden Schadensfall muss die Versicherungssumme eine Mindesthçhe
wie folgt betragen:

1. f�r Personensch�den 1 Million Euro,

2. f�r Sachsch�den 250.000 Euro,

3. f�r das Abhandenkommen bewachter Sachen 15.000 Euro,

4. f�r reine Vermçgenssch�den 12.500 Euro.

Der Gewerbetreibende darf die Haftung aus der Bewachungst�tigkeit nur
bis zur Mindesthçhe der o. g. Versicherungssumme beschr�nken, soweit
dies aufgrund anderer Rechtsvorschriften (z. B. AGBG) zul�ssig ist.

Somit kann die Haftung f�r Sachsch�den beispielsweise nicht auf einen
Betrag unter 250.000 E beschr�nkt werden.

F�r die Geltendmachung von Anspr�chen kçnnen Ausschlussfristen ver-
einbart werden. Der Gewerbetreibende kann demnach festlegen, dass nur
solche Anspr�che gegen ihn geltend gemacht werden kçnnen, die ihm
innerhalb einer bestimmten Frist (z. B. 2 Wochen) zugehen.
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2.2.3 Datenschutz, Wahrung von Gesch�ftsgeheimnissen (§ 8 BewachV)

Abs. 1 legt die Anwendbarkeit des Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG) im
Bewachungsgewerbe fest. Details hierzu finden sich im Kapitel 3 dieses
Buches.

Abs. 2 regelt, dass der Gewerbetreibende die in seinem Gewerbebetrieb
besch�ftigten Personen schriftlich zu verpflichten hat, auch nach ihrem
Ausscheiden (aus dem Gewerbebetrieb) Gesch�fts- und Betriebsgeheim-
nisse Dritter, die ihnen in Aus�bung des Dienstes bekannt geworden sind,
nicht unbefugt zu offenbaren.

Das bedeutet, jeder Mitarbeiter muss seiner Sicherheitsfirma gegen�ber
schriftlich best�tigen, dass er Gesch�ftsgeheimnisse, die er im Rahmen sei-
nes Dienstes beim Kunden mitbekommt (Produktionsabl�ufe, Neuentwick-
lungen o. �.) niemand anderem mitteilt, und zwar auch dann nicht, wenn
er selbst nicht mehr bei der Sicherheitsfirma arbeitet.

2.2.4 Besch�ftigte (§ 9 BewachV)

Der Gewerbetreibende darf mit Bewachungsaufgaben nur Personen besch�f-
tigen, die
– zuverl�ssig sind,
– das 18. Lebensjahr vollendet haben (oder einen Abschluss als Fachkraft

f�r Schutz und Sicherheit besitzen),
– einen Unterrichtungsnachweis,
– ein Pr�fungszeugnis nach § 5 Abs. 1 (siehe 2.2.1 a) oder
– eine Bescheinigung des fr�heren Gewerbetreibenden vorlegen, wonach

sie schon vor dem 1. April 1996 und seither ununterbrochen im Bewa-
chungsgewerbe arbeiten.

Von der zust�ndigen Behçrde wird (wie oben erl�utert) eine unbeschr�nkte
Auskunft aus dem Bundeszentralregister (behçrdliches F�hrungszeugnis)
zur �berpr�fung der Zuverl�ssigkeit eingeholt.

Beachte:
1. Der Gewerbetreibende muss den/die Sicherheitsmitarbeiter/-in vor Beginn der

T�tigkeit unter Vorlage der o. g. Unterlagen bei der zust�ndigen Behçrde mel-
den, sonst darf der/die Mitarbeiter/-in nicht eingesetzt werden.

2. Das Ausscheiden von Sicherheitsmitarbeitern muss er bis 31. M�rz des Folge-
jahres melden.
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2.2.5 Dienstanweisung (§ 10 BewachV)

Der Gewerbetreibende hat den Sicherheitsdienst durch eine schriftliche
Dienstanweisung zu regeln. Die Dienstanweisung muss beinhalten, dass
die Sicherheitsmitarbeiter/-innen nicht die Befugnisse eines Polizeibeam-
ten, eines Hilfspolizeibeamten oder eines sonstigen Bediensteten einer
Behçrde besitzt (hoheitliche/obrigkeitliche Rechte).

Die Dienstanweisung muss zudem bestimmen, dass die Mitarbeiter w�h-
rend des Dienstes nur mit Zustimmung des Gewerbetreibenden eine
Schusswaffe, Hieb- und Stoßwaffen sowie Reizstoffspr�hger�te f�hren d�r-
fen und jeden Gebrauch dieser Waffen unverz�glich der zust�ndigen Poli-
zeidienststelle und dem Gewerbetreibenden anzuzeigen haben.

Der Gewerbetreibende hat jedem(r) Sicherheitsmitarbeiter/-in einen Ab-
druck der Dienstanweisung sowie der Unfallverh�tungsvorschrift Wach-
und Sicherungsdienste (BGV C 7) auszuh�ndigen.

Der Mitarbeiter muss den Erhalt dem Arbeitgeber schriftlich best�tigen.

2.2.6 Ausweis (§ 11 BewachV)

Der Gewerbetreibende muss den Sicherheitsmitarbeitern/-innen einen
Dienstausweis ausstellen, damit sich diese den zust�ndigen Behçrden
gegen�ber ausweisen kçnnen.

Der Ausweis muss folgenden Inhalt haben:
l Namen und Vornahmen des/der Sicherheitsmitarbeiters/-in,
l Namen und Anschrift des Gewerbetreibenden,
l Lichtbild des/der Sicherheitsmitarbeiters/-in
l Unterschriften vom/von der Sicherheitsmitarbeiter/-in und Gewerbetrei-

benden, seines Vertreters oder seines Bevollm�chtigten.

Der Ausweis muss sich von amtlichen Ausweisen (z. B. Ausweis der Poli-
zei) deutlich unterscheiden, damit keine Verwechslungsgefahr gegeben ist.

Der Gewerbetreibende hat die Ausweise fortlaufend zu nummerieren und
in ein Verzeichnis einzutragen. Sinn dieser Vorschrift ist, dass ein �ber-
blick �ber die Anzahl der ausgegebenen Ausweise mçglich ist.

Der Gewerbetreibende hat sein Sicherheitspersonal schriftlich zu ver-
pflichten, w�hrend des Dienstes den Ausweis mitzuf�hren und auf Verlan-
gen den Beauftragten der zust�ndigen Behçrde vorzuzeigen.

Sicherheitsmitarbeiter/-innen, die Kontrollg�nge im çffentlichen Bereich
oder in Hausrechtsbereichen durchf�hren, sowie T�rsteher bei gastgewerb-
lichen Diskotheken haben sichtbar ein Schild mit ihrem Namen oder einer
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Kennnummer sowie mit dem Namen des Gewerbetreibenden zu tragen.
Damit soll erreicht werden, dass die Wachleute dadurch, dass sie anhand
des sichtbaren Ausweises einfach zu identifizieren sind und sich anderen
Leuten gegen�ber korrekt verhalten.

2.2.7 Dienstkleidung (§ 12 BewachV)

Falls Sicherheitspersonal eine Dienstkleidung tragen soll, so darf diese
nicht mit Uniformen der Angehçrigen von Streitkr�ften oder behçrdlichen
Vollzugsorganen zu verwechseln sein. Dasselbe gilt f�r Abzeichen. Auch
hier soll verhindert werden, dass Außenstehende die privaten Sicherheits-
mitarbeiter/-innen f�r hoheitliche Kr�fte halten, sondern ohne Probleme
erkennen kçnnen, dass es sich um Personen ohne hoheitliche Befugnisse
handelt.

Das Tragen einer Dienstkleidung wird vorgeschrieben, wenn Sicherheits-
personal eingefriedetes Besitztum (eingez�untes Gel�nde/Geb�ude) in Aus-
�bung ihres Dienstes betreten soll. Damit wird gew�hrleistet, dass Sicher-
heitskr�fte auch als solche zu erkennen sind.

2.2.8 Buchf�hrung und Aufbewahrung (§ 14 BewachV)

Der Gewerbetreibende hat Aufzeichnungen zu machen sowie Unterlagen
und Belege �bersichtlich zu sammeln.

Diese Pflicht erstreckt sich u. a. auf folgende Unterlagen:
l Jeder Bewachungsvertrag, Namen und Anschrift des Auftraggebers,

Inhalt und Art des Auftrages sowie Tag des Vertragsabschlusses;
l schriftliche Verpflichtung der Wachleute, den Ausweis mitzuf�hren bzw.

sichtbar zu tragen (s. oben § 11), sowie Verzeichnis der Ausweisinhaber
und ein Ausweismuster;

l Verpflichtungserkl�rung der Mitarbeiter zur Geheimhaltung (s. oben § 8);
l Haftpflichtversicherungsvertrag;
l Dienstanweisung;
l Nachweise �ber Unterrichtung/Sachkundepr�fung, Zuverl�ssigkeit und

Anmeldung von Wachpersonen (bei der zust�ndigen Behçrde);
l Empfangsbest�tigung �ber den Erhalt einer Dienstanweisung sowie BGV

C 7;
l behçrdliche Best�tigung der Schusswaffentr�ger sowie Anzeigen �ber

Schusswaffengebrauch.
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2.2.9 Unterrichtung der Gewerbe�mter (§ 15 BewachV)

In Strafsachen gegen eine der Personen, die sich dem Unterrichtungsver-
fahren oder der Sachkundepr�fung zu unterziehen haben, sind, wenn der
Tatvorwurf geeignet ist, Zweifel an der Eignung oder Zuverl�ssigkeit her-
vorzurufen, von den Staatsanwaltschaften und Gerichten folgende Informa-
tionen an die f�r die �berwachung des Bewachungsunternehmens zust�n-
dige Behçrde zu richten:
1. Der Erlass und der Vollzug eines Haft- oder Unterbringungsbefehls,
2. die Anklageschrift oder eine an ihre Stelle tretende Antragsschrift,
3. der Antrag auf Erlass eines Strafbefehls,
4. die das Verfahren abschließende Entscheidung mit Begr�ndung.

2.2.10 Ordnungswidrigkeiten (§ 16 BewachV)

F�r den Fall, dass gegen die vorgenannten Vorschriften verstoßen wird, ist
in der BewachV festgelegt, bei welchen Verstçßen es sich um eine Ord-
nungswidrigkeit handelt.

Ordnungswidrig handelt, wer vors�tzlich oder fahrl�ssig
l eine Haftpflichtversicherung nicht abschließt oder nicht w�hrend der

Dauer der Gewerbeaus�bung aufrechterh�lt,
l eine in seinem Gewerbebetrieb besch�ftigte Person nicht oder nicht in

der vorgeschriebenen Weise zur Geheimhaltung verpflichtet,
l eine Person in der Bewachung besch�ftigt, die nicht die vorgeschriebe-

nen Voraussetzungen (Zuverl�ssigkeit etc.) erf�llt,
l eine Meldung �ber Wachpersonen nicht, nicht richtig, nicht vollst�ndig,

nicht in der vorgeschriebenen Weise oder nicht rechtzeitig macht,
l den Wachdienst nicht durch schriftliche Dienstanweisung regelt,
l einen Ausweis nicht oder nicht richtig ausstellt,
l einen Ausweis nicht oder nicht in der vorgeschriebenen Weise tr�gt,
l eine Aufzeichnung nicht, nicht richtig, nicht vollst�ndig, nicht in der

vorgeschriebenen Weise oder nicht rechtzeitig macht oder
l eine Aufzeichnung, eine Unterlage oder einen Beleg nicht oder nicht f�r

die vorgeschriebene Dauer aufbewahrt.

Eine solche Ordnungswidrigkeit kann mit einem Bußgeld bis zu 5.000 E

geahndet werden. Die meisten dieser Ordnungswidrigkeiten betreffen den
Selbst�ndigen; aber auch ein Unselbstst�ndiger kann betroffen sein, z. B.
wenn er seinen Ausweis nicht oder nicht in der vorgeschriebenen Weise
tr�gt.
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